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Drucksache VI/1123 


Der Bundesminister Bonn, den 31 . August 1970 

für Arbeit und Sozialordnung 

Ib 6 -29 5 30 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Fortzahlung des Arbeitentgelts für berufstätige Mütter, 
die wegen notwendiger Betreuung ihres kranken Kindes 
ihrem Arbeitsplatz in der freien Wirtschaft fernbleiben 
müssen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Müller 
(Remscheid), Frau Stommel, Orgaß, Dr. Jungmann und 
Genossen 

- Drucksache VI/721 - 


Für eine berufstätige Mutter, die wegen der Pflege ihres erkrank- 
ten Kindes dem Arbeitsplatz fernbleiben muß, gibt es in der freien 
Wirtschaft in der Regel keinen finanziellen Ausgleich. 

Eine Fortzahlung des Arbeitsentgeltes für die berufstätige Mutter 
für die Dauer der unumgänglich notwendigen häuslichen Betreuung 
des erkrankten Kindes gibt es nach geltendem Recht nur im öffent- 
lichen Dienst. 

Eine generelle Möglichkeit der Weiterzahlung des Entgeltes bei 
Krankheit von Familienangehörigen würde nur § 616 Abs. 1 BGB 
bieten, der aber in der Regel in den Tarif- und Einzelarbeitsver- 
trägen für diesen Fall abbedungen ist (vgl. Frauenenquete Druck- 
sache V/909 S. 98). 

Da eine Regelung der Fortzahlung des Arbeitsentgelts auch für 
solche berufstätigen Mütter, die in der freien Wirtschaft tätig sind, 
in ein System familiengerechter Sozialleistungen gehört, fragen wir 
die Bundesregierung: 

1. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung für die Lösung 
dieses Problems? 

2. Hält die Bundesregierung insbesondere eine gesetzliche Aus- 
gleichsregelung für möglich, Benachteiligungen berufstätiger 
Mütter auf dem Arbeitsmarkt durch eine rein arbeitsrechtliche 
Lösung der Fortzahlung ihres Arbeitsentgeltes vorzubeugen? 

3. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, Versicherten bei 
der Erkrankung ihrer Kinder, wenn sie diese selbst pflegen, für 
nachgewiesenen Verdienstausfall Leistungen in Höhe der Kran- 
kenbezüge zu gewähren? 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt; 
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Das in der Kleinen Anfrage aufgeworfene Problem wurde be- 
reits 1964 im Bericht der Bundesregierung über die Situation der 
Frauen in Beruf, Familie und Gesellschaft (Drucksache V/909, 
Seiten 97 bis 98) behandelt. Seit dieser Zeit hat sich die Rechts- 
lage nicht grundsätzlich verändert. Auch ohne genaue stati- 
stische Angaben ist davon auszugehen, daß berufstätige Mütter 
in beträchtlicher Zahl mangels rechtlicher Ansprüche kein 
Arbeitsentgelt erhalten, wenn sie die Pflege eines erkrankten 
Kindes selbst übernehmen müssen. 

Die Bundesregierung hat die Absicht, die damit verbundenen 
sozialen und finanziellen Probleme zusammen mit den Tarif- 
vertragsparteien und den Krankenversicherungsträgern zu 
prüfen. 

Dabei ist als eine der verschiedenen Lösungsmöglichkeiten zu 
erwägen, ob im Rahmen der Krankenversicherung in Höhe der 
sonst anfallenden Pflegekosten (§ 185 RVO) der Mutter Lohn- 
ersatz gewährt werden kann. Sollten die Spitzenverbände der 
Krankenversicherungsträger und deren Aufsichtsbehörden einer 
derartigen Lösung beipflichten, würden allerdings nicht alle 
erwerbstätigen Frauen diesen Lohnersatz erhalten können. Aus- 
genommen blieben diejenigen, die nicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert sind. 

In die in Aussicht genommenen Gespräche soll auch im Hin- 
blick auf § 616 Abs. 1 BGB die Frage der Möglichkeit tarifver- 
traglicher Regelungen einbezogen werden. 

Auch die in der Kleinen Anfrage genannte arbeitsrechtliche 
Lösung durch Gesetz soll hinsichtlich ihrer sozialpolitischen 
und finanziellen Auswirkungen mit den Beteiligten geprüft 
werden. Das trifft auch für die Frage eines eventuellen Aus- 
gleichs der dadurch entstehenden Aufwendungen zu. 

In die sozialpolitische Prüfung wird ferner die Frage einbezogen, 
wie durch einen Ausbau der Hauspflege im Krankheitsfall auch 
die erwerbstätigen Frauen entlastet werden können. 

Walter Arendt 



